
Vielleicht etwa die Hälfte aller Erwerbstätigen in Westeuropa geht einem

Job hauptsächlich in einem Büro nach – im Betrieb oder oft auch im

Heimbüro. In Deutschland beläuft sich der Anteil der Bürolisten laut

einer Erhebung von 2023 auf 55 Prozent. Und dennoch gilt der Begriff

«Bürokratie» traditionell als Schimpfwort – im Volksmund ebenso wie

in der Politik. Auf der Politikbühne gehören Forderungen nach einem

Bürokratieabbau vor allem aus Wirtschaftskreisen seit langem zum

Inventar. Im Visier sind dabei typischerweise Regulierungen, die im

Namen eines mutmasslich guten Zwecks den Betroffenen

Zusatzaufwand aufhalsen.

In der Schweiz orten Firmenbefragungen regelmässig ziemlich hohes

Bürokratiefieber. In einer Erhebung der Raiffeisen-Gruppe und der

Hochschule Luzern vom vergangenen Jahr bei gut 200 Unternehmen war

bei der Frage nach den Hemmnissen für das Firmenwachstum die

Option «Regulatorische Anforderungen / Bürokratie» der mit Abstand

meistgenannte Punkt (von 77 Prozent erwähnt). In der jüngsten

Erhebung zum Bürokratiemonitor des Bundes bewerteten 60 Prozent

der befragten Firmen die administrative Belastung als hoch oder eher

hoch.

Grosse Wirtschaftsverbände nehmen einen neuen Anlauf im Kampf gegen
die Regulierungskosten. Rückenwind soll eine externe Analyse mit
gewagten Kostenschätzungen liefern.
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Studie: Bürokratieabbau könnte volkswirtschaftlichen Nutzen
von 3500 Franken pro Einwohner und Jahr bringen
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Grosse Schweizer Wirtschaftsverbände haben am Montag erneut einen

Anlauf genommen, um vor den Medien in Bern zum Kampf gegen die

Bürokratie aufzurufen. Angetreten war die Viererallianz:

Economiesuisse, Gewerbeverband, Arbeitgeberverband und

Bauernverband. Bewaffnet waren sie mit einer neuen Studie zu den

Bürokratiekosten. Die Verbände hatten dazu das deutsche Ifo-Institut

(München) und die Basler Beratungsfirma BSS beauftragt. Die

Kernbotschaft des Papiers: Die volkswirtschaftlichen Kosten der

vermeidbaren Bürokratie in der Schweiz belaufen sich auf rund 30

Milliarden Franken pro Jahr.

Die Schätzungen beruhen nicht auf Befragungen von Firmen über deren

Regulierungskosten, sondern auf einem gesamtwirtschaftlichen Ansatz.

Dabei sind im Prinzip auch indirekte Kosten von Regulierungen erfasst

– zum Beispiel wenn Firmen wegen Regulierungshürden auf

Investitionen verzichten oder ins Ausland ausweichen.

Im ersten Schritt kreierten die Autoren auf Basis von Länderdaten der

Weltbank («cost of doing business») von 2006 bis 2022 einen Bürokratie-

Index für jedes betrachtete Land. Dieser beruht auf Weltbank-Daten zu

vier Elementen administrativer Unternehmenskosten:

Baubewilligungen, Eigentumsregistrierung, Steuererklärung und

Aussenhandelsdokumentation.

Im zweiten Schritt suchten die Studienverfasser nach Phasen, in denen

der Bürokratieindex in einem Land aufgrund von Reformen stark sank.

Die Autoren orteten insgesamt 27 solcher Länderepisoden. Der dritte

Schritt umfasste einen Vergleich der Wirtschaftsentwicklung im

betroffenen Land in den Jahren nach der Reform mit der Entwicklung in

Hohe Kostenschätzung
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Ländern ohne Reform. Resultat: Im Mittel der betrachteten Episoden

brachten die Reformen ein zusätzliches Wachstum von total 4,6

Prozentpunkten innert zehn Jahren.

Die Schweiz steht zwar gemessen am Bürokratie-Index besser da als der

Durchschnitt der OECD-Länder. Doch sie könnte laut den Schätzungen

mit einem Reformschub etwa das Niveau des gemäss Bürokratie-Index

führenden Landes (Schweden) erreichen und die jährliche

Wirtschaftsleistung pro Kopf innert zehn Jahren um gegen 5 Prozent

erhöhen – was etwa 3500 Franken pro Einwohner und Jahr entspräche.

Eine ähnliche Analyse hatte das Ifo-Institut 2024 für Deutschland

erstellt.

Schweden erhält in der neuen Studie Lob namentlich für seine

Vorreiterrolle in der Digitalisierung, die dezentralen

Entscheidungsstrukturen bei den Behörden, den effizienten

Datenaustausch sowie die Dienstleistungsorientierung der Behörden.

Die Schweizer Wirtschaftsverbände fordern unter anderem «eine

Digitalisierung aller Schnittstellen zwischen Wirtschaft und Verwaltung,

einen Marschhalt bei neuen Nachhaltigkeitsregulierungen und ein

Umdenken bei den Umwelt- und Energieregeln».

Die Schätzungen der Studie sind mit Vorsicht zu geniessen. Die Autoren

sprechen von einem Bestfall-Szenario; dieses unterstellt einen grossen

Reformschub. Die als Basis dienenden Weltbank-Daten erfassten nur

einen Teil der Regulierungskosten; nicht berücksichtigt sind zum

Beispiel Themen wie Geldwäschereibekämpfung und

Wacklige Zahlen
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Lieferkettenkontrollen. Unklar ist auch, ob die geschätzten

Wachstumsdifferenzen nur die Effekte des Bürokratieabbaus spiegeln

oder auch noch die Folgen weiterer Reformen erfassen.

Zudem betrachtete die Studie nur die Kosten. Regulierungen haben – so

mag man hoffen – auch einen Nutzen. Zielkonflikte sind oft kaum zu

vermeiden. So ist zum Beispiel das Ausfüllen von Statistikfragebogen für

die Betroffenen mühsam, doch verlässliche Daten sind eine zentrale

Basis für wirtschaftspolitische Entscheide. Der Abbau von

Regulierungsvorgaben kann auch negative Folgen für die Umwelt oder

die Gesundheit haben. Oder für die Auslandsbeziehungen der Schweiz,

da manche Schweizer Regulierungen durch internationale Standards

getrieben sind. Selbst beim populären Schlagwort «Digitalisierung» gibt

es Zielkonflikte. Die Digitalisierung verspricht zwar bedeutende

Einsparungen, aber gleichzeitig sind zum Beispiel im Gesundheitswesen

auch Bedenken zum Datenschutz zu vernehmen.

Doch Potenzial zum Bürokratieabbau gibt es immer. Die Forderung hat

derzeit international viel rhetorischen Rückenwind. Und dies nicht nur

in den USA unter Donald Trump. Sogar in Brüssel, dem Zentrum der

mutmasslichen Regulierungsweltmeisterin EU, sind Parolen zum

Bürokratieabbau salonfähig geworden. Selbst die EU-Kommission

scheint gemerkt zu haben, dass wirtschaftliches Gedeihen durch

Staatseingriffe oft behindert wird.

In der Schweiz hat der Bundesrat diesen August nach einer Klausur

verkündet, in seiner Agenda zur Stärkung des Wirtschaftsstandorts den

Schwerpunkt auf die regulatorische Entlastung der Unternehmen zu

setzen. Seit 2024 ist im Namen dieses Ziels sogar ein eigenständiges

International im Trend

https://www.wbf.admin.ch/de/newnsb/bn7Z7gld5NvrrU5BTh4Tg


Gesetz in Kraft: das Unternehmensentlastungsgesetz. Das klingt

zunächst nach mehr Bürokratie. Das Gesetz verlangt unter anderem

regelmässige Studien zum Kosten-Nutzen-Abgleich von Regulierungen,

die Prüfung von Vereinfachungen für Klein- und Mittelbetriebe bei

neuen Rechtserlassen, Kostenschätzungen bei neuen Regulierungen und

ein generelles Monitoring der Regulierungskosten.

Unklar ist, welche Auswirkungen die ausgehandelten Verträge mit der

EU auf die Bürokratiekosten der Unternehmen hätten. Kritiker der

Verträge warnen vor einem weiteren Regulierungsschub. Die

Präsidenten des Gewerbeverbands und des Bauernverbands deuteten am

Montag vor den Medien an, dass sie über eine mögliche Zunahme der

Bürokratie als Folge dieser Verträge besorgt seien. Der Präsident von

Economiesuisse versuchte zu relativieren: Die Übernahme von EU-Recht

durch die Schweiz sei auf den Geltungsbereich der Verträge beschränkt,

und zudem habe die Schweiz gezeigt, dass sie auch aus eigenem Antrieb

bürokratische Regeln beschliessen könne.
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